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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Klimapolitik

Im Marz 2019 reichte der Kanton Genf eine Standesinitiative mit dem Titel
«Klimanotstand. Lenkungsabgabe fiir den Flugverkehr> ein. Darin wird gefordert, dass
eine Lenkungsabgabe auf Flugtickets erhoben wird, damit die Treibhausgasemissionen
gesenkt werden. Zudem sollen Anreize zur Umstellung auf klimafreundlichere
Verkehrsmittel geschaffen werden, um den negativen Auswirkungen des Klimawandels
zu begegnen. Schliesslich solle sich die Schweiz auf internationaler Ebene flr eine
Kerosinsteuer einsetzen.

Die UREK-SR beriet die Standesinitiative im August 2020. Sie beflrwortete das
Anliegen, kam aber zum Schluss, dass der Initiative keine Folge zu geben sei, weil im
Rahmen der Debatte zum CO2-Gesetz bereits eine Flugticketabgabe vorgeschlagen
worden sei. '

Die kleine Kammer folgte im Herbst 2020 der Empfehlung ihrer vorberatenden UREK-
SR und gab der Standesinitiative Genf «Klimanotstand. Lenkungsabgabe fiir den
Flugverkehr» keine Folge. 2

Mitte Februar 2021 befasste sich die UREK-SR mit fiinf Standesinitiativen der Kantone
Luzern, Wallis, Freiburg, Bern und Neuenburg, die allesamt eine Flugticketabgabe
fordern (Kt.lv. 19.310, Kt.lv. 19.314, Kt.lv. 19.315, Kt.v. 19.319, Kt.lv. 20.317). Die
Kommission beantragte einstimmig, den Initiativen keine Folge zu geben, da dieses
Anliegen bereits in das revidierte CO2-Gesetz (BRG 17.071) eingeflossen sei. *

Der Sténderat befasste sich in der Frihjahressession 2021 mit den fiinf
Standesinitiativen fiir eine CO2-Abgabe auf Flugtickets. Martin Schmid (fdp, GR)
erlduterte, dass die vorberatende UREK-SR die Initiativen ablehne. Die Forderung sei
durch die Einflhrung einer Flugticketabgabe im revidierten CO2-Gesetz bereits erfullt
worden. Die kleine Kammer folgte dieser Einschatzung und gab den flunf Initiativen
keine Folge. *

Im Juni 2020 reichte die Regierung des Kantons Basel-Landschaft eine Standesinitiative
ein, worin sie die Einflhrung einer Kerosinsteuer auf Flugtickets forderte. Diese
Besteuerung solle international koordiniert sein, um Verlagerungseffekte zu vermeiden;
dafur misse nun rasch das Chicagoer Abkommen Uber die internationale Zivilluftfahrt
von 1944 entsprechend angepasst werden. Die Einnahmen aus dieser Besteuerung
sollen gemass Initiativtext fir Klimaschutzmassnahmen verwendet oder an die
Bevolkerung rickerstattet werden.

Die Kantonsregierung von Basel-Landschaft begrindete ihre Initiative damit, dass der
Bund bis anhin keine griffigen Massnahmen zur Reduzierung der Klima- und
Luftbelastung durch den Flugverkehr getroffen habe. Heute wirde das Fliegen sogar
noch steuerlich bevorzugt, da fur den internationalen Flugverkehr weder eine
Mehrwertsteuer noch eine Mineraldlsteuer anfalle.

Die UREK-SR befasste sich im Marz 2021 mit dem Anliegen. Da mittlerweile im Rahmen
des revidierten CO2-Gesetzes eine CO2-Abgabe auf Flugtickets beschlossen worden
war, sprach sich die Kommission einstimmig daflr aus, sowohl der Standesinitiative
Basel-Landschaft als auch jener von Basel-Stadt mit einer ahnlichen Forderung keine
Folge zu geben. ®
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Der Standerat beugte sich in der Sommersession 2021 (iber je eine Initiative des
Kantons Basel-Landschaft sowie des Kantons Basel-Stadt (Kt. Iv. 20.307), welche eine
Flugticketabgabe sowie die EinfUhrung einer international abgestimmten Kerosinsteuer
forderten. Die kleine Kammer gab den Initiativen keine Folge. Kommissionssprecher
Schmid (fdp, GR) resiimierte, dass eine Flugticketabgabe in der an der Urne
abgelehnten Revision des CO2-Gesetzes vorgesehen gewesen sei. Es sei derzeit offen,
wie es nach diesem Verdikt mit der Klimagesetzgebung weitergehen solle. Die UREK-SR
werde aber bald eine Auslegeordnung dazu vornehmen. Die beiden
Kantonsvertreterinnen Eva Herzog (sp, BS) und Maya Graf (gp, BL) erklérten in der
Ratsdebatte, dass sie den Beschluss der Kommission, den Initiativen keine Folge zu
geben, akzeptieren kénnen. Sie betonten jedoch, dass die Schweiz nach wie vor die
Verpflichtungen aus dem Pariser Klimaabkommen zu erflillen habe und die Themen
Flugticketabgabe und Besteuerung von Kerosin bald wieder zur Diskussion stehen
wirden.

Die UREK-NR befasste sich im August 2021 mit der Standesinitiative Genf bezlglich
einer Lenkungsabgabe fiir den Flugverkehr sowie mit acht weiteren, ahnlich gelagerten
Standesinitiativen zu einer Flugticketabgabe respektive zu einer Kerosinsteuer (Kt. Iv.
SG 19.305; Kt. Iv. LU 19.310; Kt. Iv. VS 19.314; Kt. Iv. FR 19.315; Kt. Iv. BE 19.319 und Kt. Iv.
NE 20.317, sowie Kt. Iv. BS 20.307 und Kt. Iv. BL 20.319). Die Kommission lehnte die
Initiativen allesamt ab. Nach der Ablehnung des totalrevidierten CO2-Gesetzes an der
Urne, welches eine Flugticketabgabe beinhaltet hatte, wollte die Mehrheit der UREK-NR
nun eine umfassende Diskussion Uber die Zukunft des klimavertréaglichen Flugverkehrs
fuhren. Sie reichte daher einen eigenen Vorstoss (Po. 21.3973) zu diesem Thema ein.’

Die UREK-NR beschaftigte sich im August 2021 mit flinf Standesinitiativen der Kantone
Luzern, Wallis, Freiburg, Bern und Neuenburg, die alle eine Flugticketabgabe
forderten, sowie mit vier weiteren &hnlich gelagerten Standesinitiativen (Kt. Iv. GE
19.304; Kt. Iv. SG 19.305; Kt. Iv. BS 20.307 und Kt. Iv. BL 20.319). Die Kommission lehnte
die Initiativen allesamt ab. Nach der Ablehnung des totalrevidierten CO2-Gesetzes,
welches eine Flugticketabgabe beinhaltet hatte, wollte die Mehrheit der Kommission
nun eine weitreichende Diskussion Uber die Zukunft des klimavertraglichen
Flugverkehrs flihren. Sie reichte daher einen eigenen Vorstoss (Po. 21.3973) zu diesem
Thema ein. 8

Die UREK-NR beschéftigte sich im August 2021 mit der Initiative des Kantons Basel-
Landschaft zu einer international koordinierten Besteuerung von Kerosin sowie mit
acht ahnlichen Standesinitiativen (Kt. Iv. GE 19.304; Kt. Iv. SG 19.305; Kt. Iv. LU 19.310; Kt.
Iv. V§ 19.314; Kt. Iv. FR 19.315; Kt. Iv. BE 19.319; Kt. Iv. NE 20.317 und Kt. Iv. BS 20.307). Die
Kommission lehnte die Initiativen allesamt ab. Nach der Ablehnung des totalrevidierten
CO2-Gesetzes an der Urne, welches eine Flugticketabgabe beinhaltet hatte, wollte die
Mehrheit der UREK-NR nun eine umfassende Diskussion Ulber die Zukunft des
klimavertraglichen Flugverkehrs flhren. Sie reichte daher einen eigenen Vorstoss (Po.
21.3973) zu diesem Thema ein. ’

In der Herbstsession 2021 befasste sich der Nationalrat mit insgesamt neun
Standesinitiativen beziiglich einer CO2-Abgabe fiir den Flugverkehr respektive einer
Besteuerung von Kerosin (Kt.lv. GE 19.304; Kt.lv. SG 19.305; Kt.lv. LU 19.310; Kt.lv. VS
19.314; Kt.lv. FR 19.315; Kt.lv. BE 19.319; Kt.lv. NE 20.317; Kt.lv. BS 20.307 sowie Kt.Iv. BL
20.319).

Die Mehrheit der vorberatenden UREK-NR lehnte alle Initiativen ab; drei starke
Minderheiten aus Vertreterinnen und Vertretern der Mitte-, der SP- und der Grlinen-
Fraktionen beantragten jedoch Folgegeben. Kommissionssprecher Matthias Samuel
Jauslin (fdp, AG) erérterte, dass die Kommission die Emissionen des Flugverkehrs zwar
als Problem erachte und dass das Fliegen allgemein zu glnstig sei. Es sei aber
problematisch, eine Flugticketabgabe kurz nach Ablehnung des CO2-Gesetzes in der
Volksabstimmung, welches eine ebensolche Abgabe beinhaltet hatte, wieder von
Neuem aufs Parkett zu bringen. Auch die EinfUhrung einer Kerosinsteuer lehne die
Mehrheit der Kommission ab: Eine solche Masssnahme solle nicht im Alleingang
eingefuhrt werden, sondern miusse international koordiniert werden. Die drei
Minderheitensprecherinnen Priska Wismer-Felder (mitte, LU), Delphine Klopfenstein
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Broggini (gp, GE) und Nadine Masshardt (sp, BE) liessen diese Argumente nicht gelten.
Sie forderten, dass alle Sektoren einen Beitrag zum Erreichen der Pariser Klimaziele
leisteten; zudem sei der Flugverkehr einer der am schnellsten wachsenden Verursacher
von Treibhausgasen. Uberdies sei es nicht klar, welche einzelnen Massnahmen des
CO2-Gesetzes fur dessen Scheitern an der Urne verantwortlich seien. Die
Flugticketabgabe sei jedenfalls ein breit abgestutztes Anliegen, das weiterverfolgt
werden musse. Zusatzlich mussten aber auch die alternativen Zugverbindungen stark
ausgebaut werden. Nadine Masshardt rief schliesslich betreffend die Einflhrung einer
Kerosinsteuer in Erinnerung, dass die EU-Kommission im Sommer 2021 «ein
europaweites Vorgehen fur die Kerosinbesteuerung von innereuropaischen Fligen
beschlossen» habe. Die Schweiz solle doch bei diesem Projekt aktiv mitwirken, schloss
die Berner Nationalréatin.

Diese Argumente verfingen jedoch bei der Mehrheit des Rates nicht; mit jeweils
adhnlichen Stimmenverhaltnissen wurden alle neun Initiativen abgelehnt. Die
Beflrworterinnen und Beflrworter stammten aus den Reihen der SP- und der Grlinen-
Fraktionen. Auch einzelne Vertreterinnen und Vertreter der GLP- und der Mitte-
Fraktionen sprachen sich fur die Initiativen aus. ©

In der Herbstsession 2021 befasste sich der Nationalrat mit insgesamt neun
Standesinitiativen betreffend einer CO2-Abgabe auf den Flugverkehr respektive einer
Besteuerung von Kerosin. Neben den fiinf Standesinitiativen der Kantone Freiburg
(Kt.lv. 19.315), Luzern (Kt.lv. 19.310), Wallis (Kt.lv. 19.314), Bern (Kt.lv. 19.319) und
Neuenburg (Kt.lv. 20.317) standen auch diejenigen der Kantone Genf (Kt.lv. 19.304), St.
Gallen (Kt.lv. 19.305) und Basel-Landschaft (Kt.lv. 20.319) zur Debatte.

Nach einer kurzen Diskussion lehnte der Nationalrat alle Initiativen mit jeweils
ahnlichen Stimmenverhaltnissen ab. Die Beflurworterinnen und Beflrworter stammten
aus den Reihen der SP- und der Grinen-Fraktionen. Auch einzelne Vertreterinnen und
Vertreter der GLP- und der Mitte-Fraktionen stimmten den Initiativen zu. "

In der Herbstsession 2021 befasste sich der Nationalrat mit insgesamt neun
Standesinitiativen betreffend einer CO2-Abgabe auf den Flugverkehr respektive einer
Besteuerung von Kerosin. Neben der Standesinitiative des Kantons Basel-Landschaft
standen auch diejenigen der Kantone Genf (Kt.lv. 19.304), St. Gallen (Kt.lv. 19.305),
Luzern (Kt.lv. 19.310), Wallis (Kt.lv. 19.314), Freiburg (Kt.lv. 19.315), Bern (Kt.lv. 19.319),
Neuenburg (Kt.lv. 20.317) und Basel-Stadt (Kt.lv. 20.307) zur Debatte.

Nach einer kurzen Diskussion lehnte der Nationalrat alle Initiativen mit jeweils
ahnlichen Stimmenverhaltnissen ab. Die Beflirworterinnen und Beflrworter stammten
aus den Reihen der SP- und der Grunen-Fraktionen. Auch einzelne Vertreterinnen und
Vertreter der GLP- und der Mitte-Fraktionen stimmten den Initiativen zu. ™
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